
GZ. RV/7500014/2020

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter R in der Verwaltungsstrafsache
gegen Bf., AdresseBf., wegen der Verwaltungsübertretung gemäß § 3 des Wiener
Glücksspielautomatenabgabegesetzes, LGBl. für Wien Nr. 63/2016 in der derzeit
geltenden Fassung über die Beschwerde der beschwerdeführenden Partei
vom 20.11.2019 gegen das Erkenntnis der belangten Behörde Magistrat der Stadt Wien
Magistratsabteilung 6 - Abgabenstrafen als Abgabenstrafbehörde vom 30.10.2019, 
MA6*** zu Recht erkannt:

I.) Gemäß § 50 VwGVG wird der Beschwerde stattgegeben, das angefochtene
Straferkenntnis aufgehoben und das Verfahren nach § 45 Abs. 1 Z. 2 VStG eingestellt.

II.) Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG hat  die beschwerdeführende Partei keine Kosten des
verwaltungsgerichtlichen Strafverfahrens zu tragen.

III.) Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-
VG) eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nicht zulässig.

Entscheidungsgründe

Mit Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien, GZ MA6***, vom
30.10.2019, wurde der Beschwerdeführer (Bf.) schuldig gesprochen, er habe die
Glücksspielautomatenabgabe für den Monat März für die in Wien, gehaltenen drei
Glückspielautomaten (Terminals mit virtuellen Walzenspielen unter www****) mit
Gewinnmöglichkeit, fällig gewesen spätestens einen Tag vor Beginn des Haltens, bis zum
01.02.2018 nicht (in voller Höhe) entrichtet und dadurch drei Verwaltungsübertretungen
begangen.

Er habe dadurch die Rechtsvorschrift nach § 3 des Wiener
Glücksspielautomatenabgabegesetzes, LGBl. für Wien Nr. 63/2016, in der derzeit
geltenden Fassung, verletzt .

Wegen dieser Verwaltungsübertretungen wurden über ihn drei Geldstrafen von je € 350,00
und für den Nichteinbringungsfall drei Ersatzfreiheitsstrafen von je 16 Stunden verhängt.
Weiters sei gemäß § 64 VStG ein Kostenbeitrag von € 105,00 (10 % der Strafen) zu
bezahlen.
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Gegen dieses Straferkenntnis richtet sich die vom Bf. form- und fristgerecht eingebrachte
Beschwerde vom 20.11.2019.

Über die Beschwerde wurde erwogen:

Gemäß § 31 Abs. 1 VStG ist die Verfolgung einer Person unzulässig, wenn gegen sie
binnen einer Frist von einem Jahr keine Verfolgungshandlung (§ 32 Abs. 2) vorgenommen
worden ist. Diese Frist ist von dem Zeitpunkt zu berechnen, an dem die strafbare Tätigkeit
abgeschlossen worden ist oder das strafbare Verhalten aufgehört hat; ist der zum
Tatbestand gehörende Erfolg erst später eingetreten, so läuft die Frist erst von diesem
Zeitpunkt.

Gemäß § 31 Abs. 2 1.Satz VStG erlischt die Strafbarkeit einer Verwaltungsübertretung
durch Verjährung. Die Verjährungsfrist beträgt drei Jahre und beginnt in dem in Abs. 1
genannten Zeitpunkt.

Die Verjährungsfrist schließt auch das Rechtsmittelverfahren mit ein (VwGH 22.3.2001,
2000/07/0046). Die Strafbarkeitsverjährung ist von Amts wegen wahrzunehmen (VwGH
26.06.2012, 2010/09/0016).

Gemäß § 45 Abs. 1 Z 2 VStG hat die Behörde von der Einleitung oder Fortführung eines
Strafverfahrens abzusehen und die Einstellung zu verfügen, wenn der Beschuldigte
die ihm zur Last gelegte Verwaltungsübertretung nicht begangen hat oder Umstände
vorliegen, die die Strafbarkeit aufheben oder ausschließen.

Nach den Feststellungen der Abgabenstrafbehörde wurden am 07.03.2017 drei
Glücksspielgeräte an der Adresse Wien betriebsbereit gehalten. Diese seien dem Bf.
folglich zuzurechnen und wurde diesem die
Glücksspielautomatenabgabe vorgeschrieben. lm Zuge der Abgabenfeststellung sei vom
Bf. ein Mietvertrag vorgelegt worden, welcher belege, dass er das gegenständliche Lokal
ab April 2017 an die X-Kft. (unter-)vermietet habe.

Im Straferkenntnis ist angeführt, der Bf. habe die Glückspielautomaten für den Monat März
2017 nicht bis zum 01.02.2018 (in voller Höhe) entrichtet.

Gemäß § 3 des Wiener Glücksspielautomatenabgabegesetzes ist die Steuer für das
Halten eines Spielapparates erstmals spätestens einen Tag vor Beginn des Haltens und
in der Folge jeweils bis zum Letzten eines Monats für den Folgemonat zu entrichten.
Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonates, in dem der Apparat nicht mehr
gehalten wird.

Aus dem vorliegenden Verwaltungsakt und dem Straferkenntnis lässt sich sohin
entnehmen, dass die vorgeworfene Übertretung am 28.2.2017 begangen wurde. Die
Strafbarkeitsverjährung ist somit am 28.2.2020 eingetreten.

Die Verjährungsfrist nach § 24 Abs. 1 BFG von 15 Monaten (Entscheidungsfrist
des BFG) ab Einlangen der eingebrachten Beschwerde ist in der vorliegenden
Sache für das Bundesfinanzgericht noch nicht abgelaufen. Nach der bisherigen
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Verwaltungspraxis wird im Falle eines früheren Ablaufes der Strafbarkeitsverjährung
jedoch die Entscheidungsfrist verkürzt.

Im Hinblick auf die eingetretene Strafbarkeitsverjährung bedarf es keiner weiteren
Erörterungen. Das angefochtene Straferkenntnis war aus Anlass des erhobenen
Rechtsmittels aufzuheben und das Strafverfahren gemäß § 38 VwGVG iVm
§ 45 Abs. 1 Z 2 VStG einzustellen, weil nunmehr mit der Strafbarkeitsverjährung ein
Umstand vorliegt, der die Strafbarkeit aufhebt.

Da bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene
Bescheid aufzuheben ist, war von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung
gemäß § 44 Abs. 2 VwGVG abzusehen.

Es war somit spruchgemäß zu entscheiden.

Hinweis zum 2. COVID-19-Gesetz

Abweichend von der folgenden Rechtsbelehrung beginnt die Frist zur Erhebung
einer Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof oder einer Revision an den
Verwaltungsgerichtshof gegen diese Entscheidung – sofern diese vor dem 1. Mai 2020
zugestellt wurde -  mit 1. Mai 2020 zu laufen (§ 6 Abs. 2 i. V. m. § 1 Abs. 1 Art. 16 2.
COVID-19-Gesetz BGBl. I Nr. 16/2020).

Unzulässigkeit der ordentlichen Revision:

Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Art. 133 Abs.
4 B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Die gegenständliche
Entscheidung weicht von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
weder ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Weiters
ist die dazu vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Schließlich liegen auch keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor  .

Rechtsbelehrung und Hinweise

Der beschwerdeführenden Partei steht das Recht zu, innerhalb von sechs Wochen
ab Zustellung dieses Erkenntnisses eine Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof
zu erheben. Die Beschwerde ist direkt beim Verfassungsgerichtshof (Freyung 8, 1010
Wien) einzubringen. Die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof muss - abgesehen
von den gesetzlichen Ausnahmen - durch eine bevollmächtigte Rechtsanwältin oder
einen bevollmächtigten Rechtsanwalt eingebracht werden. Personen mit geringem
Einkommen und Vermögen können einen Antrag auf Gebührenbefreiung und/oder auf
kostenlose Beigebung einer Rechtsanwältin oder eines Rechtsanwaltes stellen. Der
Verfahrenshilfeantrag selbst ist gebührenfrei und muss nicht von einer Rechtsanwältin
oder einem Rechtsanwalt eingebracht werden. Es muss aber die Rechtssache, für
die Verfahrenshilfe begehrt wird, angegeben und bekannt gegeben werden, ob die
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beschwerdeführende Partei von der Entrichtung der Eingabengebühr befreit werden
will und/oder ob ihr eine Rechtsanwältin oder ein Rechtsanwalt beigestellt werden soll.
Ein Antrag auf Verfahrenshilfe ist gemäß § 50 Abs. 3 VwGVG nur nach einem Antrag
auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG durch mindestens
einen der hiezu Berechtigten zulässig. Ein Nachweis über einen rechtzeitigen Antrag
auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG ist anzuschließen.
Das Antragsformular samt Vermögensbekenntnis kann beim Verfassungsgerichtshof
elektronisch, postalisch oder persönlich eingebracht werden. Das Formular für postalische
oder persönliche Einbringung liegt in der Geschäftsstelle des Verfassungsgerichtshofes
auf; es kann auch von der Website des Verfassungsgerichtshofes (  www.vfgh.gv.at  ;
im Bereich Kompetenzen und Verfahren / Verfahrenshilfe) heruntergeladen werden. Die
Einbringung per E-Mail ist keine zulässige Form der elektronischen Einbringung. Zur
Vorgangsweise für die elektronische Einbringung und zu weiteren Informationen wird auf
die Website des Verfassungsgerichtshofes verwiesen.

Den Parteien steht das Recht zu, innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung dieser
Entscheidung eine ordentliche (§ 28 Abs. 1 VwGG, soweit zugelassen) oder eine
außerordentliche (§ 28 Abs. 3 VwGG) Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu
erheben. Die Revision ist schriftlich innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung der
Entscheidung gemäß § 24 Abs. 1 VwGG beim Bundesfinanzgericht einzubringen.
Sie ist - abgesehen von den gesetzlichen Ausnahmen - durch eine bevollmächtigte
Rechtsanwältin oder einen bevollmächtigten Rechtsanwalt abzufassen und einzubringen.
Bei entsprechend ungünstiger Einkommens- und Vermögenslage kann Verfahrenshilfe
gewährt werden. Ein Antrag auf Verfahrenshilfe ist gemäß § 50 Abs. 3 VwGVG nur
nach einem Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG
durch mindestens einen der hiezu Berechtigten zulässig. Ein Nachweis über einen
rechtzeitigen Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß § 29 Abs. 4 VwGVG ist
anzuschließen. Wird die Verfahrenshilfe bewilligt, entfällt die Eingabengebühr und es wird
eine Rechtsanwältin oder ein Rechtsanwalt bestellt, die oder der den Schriftsatz verfasst.
Der Antrag ist im Falle der ordentlichen Revision beim Bundesfinanzgericht einzubringen.
Das Antragsformular ist elektronisch auf der Website des Bundesfinanzgerichtes (https://
www.bfg.gv.at/verfahren/Muster_Antrag_auf_Verfahrenshilfe.pdf) erhältlich. Zur Erhebung
einer außerordentlichen Revision ist der Antrag auf Verfahrenshilfe unmittelbar beim
Verwaltungsgerichtshof (Postfach 50, 1016 Wien) einzubringen; bereits der Antrag hat
diesfalls eine Begründung zu enthalten, warum die Revision für zulässig erachtet wird.
Das Antragsformular für postalische oder persönliche Einbringung ist im Servicecenter des
Verwaltungsgerichtshofes (Judenplatz 11, 1010 Wien) oder elektronisch auf der Website
des Verwaltungsgerichtshofes (  www.vwgh.gv.at  ; im Bereich Verfahren / Verfahrenshilfe)
erhältlich, auf welche auch zur Vorgangsweise für die elektronische Einbringung und zu
weiteren Informationen verwiesen wird.

Die für eine allfällige Beschwerde oder Revision zu entrichtenden Eingabengebühren
ergeben sich aus § 17a VfGG und § 24a VwGG.
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Gemäß § 25a Abs. 4a VwGG bzw. § 82 Abs. 3b VfGG jeweils in Verbindung mit § 30
Z 4 VwGVG besteht die Möglichkeit, auf die Revision an den Verwaltungsgerichtshof
und/oder die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht
auf die Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist dem Bundesfinanzgericht
schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären. Der Verzicht auf die
Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist bis zur Zustellung der Ausfertigung der
Entscheidung dem Bundesfinanzgericht, danach dem Verfassungsgerichtshof schriftlich
bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklären. Wurde der Verzicht auf die Revision an
den Verwaltungsgerichtshof bzw. die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof nicht
von einem berufsmäßigen Parteienvertreter oder im Beisein eines solchen abgegeben,
so kann er binnen drei Tagen schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden. Der
Verzicht auf die Revision an den Verwaltungsgerichtshof bzw. die Beschwerde an den
Verfassungsgerichtshof hat zur Folge, dass das jeweilige Rechtsmittel nicht mehr zulässig
ist.

 

 

Wien, am 1. April 2020

 


